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Fragen und Antworten
Was hat der durch einen Diebstahl geschädigte Handelsbetrieb 
zu beachten, wenn die entwendeten Waren zurückgegeben 
werden und der Betrieb Schadenersatzansprüche geltend ma­
chen will?

Der Handelsbetrieb hat zunächst die Beschaffenheit der zu­
rückgegebenen Waren zu prüfen. Dabei ist insbesondere fest­
zustellen, ob die Ware ihrem Verwendungszweck entspre­
chend noch voll, eingeschränkt oder überhaupt nicht mehr 
genutzt werden kann. Diese Prüfung muß verantwortungs­
bewußt vorgenommen werden, weil es keineswegs im volks­
wirtschaftlichen und damit auch nicht im rechtlichen Inter­
esse liegt, mit gesellschaftlichem Aufwand hergestellte Wa­
ren leichtfertig für nicht mehr verwendbar anziusehen und 
sie deshalb zu vernichten.

Die Entscheidung, in welchem Maße zurückgegebene Wa­
ren für ihren Verwendungszweck weiter nutzbar sind, ist 
letztlich unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des 
einzelnen Falls zu treffen. Dabei sind allerdings einige all­
gemeine Gesichtspunkte zu beachten:

Industriewaren werden immer dann weiter verkaufsfä­
hig sein, wenn ihre Gebrauchsfähigkeit uneingeschränkt vor­
handen ist. Davon kann in der Regel auch dann ausgegan­
gen werden, wenn der eingeschränkten Gebrauchsfähigkeit 
der Ware durch eine Preisminderung entsprochen werden 
kann, oder wenn die Ware nachgebessert werden kann und 
ihre Gebrauchsfähigkeit vor dem Verkauf wieder voll her­
gestellt wird.

Zurückgegebene Lebens- und Genußmittel können nur 
dann noch verkauft werden, wenn ausgeschlossen ist, daß sie 
entgegen den Bestimmungen der АО über die Behandlung 
von Lebensmitteln im Lebensmittelverkehr vom 25. August 
1956 (GBl. I Nr. 86 S. 788), der АО Nr. 2 vom 12. April 1957 
(GBl. I Nr. 33 S. 280), der АО zur Anpassung der geltenden 
Straf- und Ordnungsstrafhinweise — AnpassungsAO vom
12. Juni 1968 - (GBl. II Nr.-62 S. 400) und der АО Nr. 4 vom 
12. Januar 1973 (GBL I Nr. 6 S. 81) Beeinträchtigungen er­
fahren haben. Es muß eindeutig feststehen, daß die Lebens- 
bzw. Genußmittel durch unmittelbare oder mittelbare Ein­
wirkung von außen nicht gesundheitsschädigend wirken, Ekel 
erregen oder verdorben sein können. Sind z. B. lediglich Eti­
ketten von Spirituosen verschmutzt, dann ist deren weitere 
Verwendbarkeit nicht ausgeschlossen. In einem solchen Fall 
sind die Etiketten zu erneuern. Ist das nicht möglich, kann 
die Ware u. U. durch Minderung des Kaufpreises verkaufs­
fähig werden.

Hinsichtlich der rechtlichen Bewertung des Charakters 
der Waren beim Verkauf ist zu beachten, daß zurückgegebene 
Waren nicht generell als gebrauchte Waren gelten. Sind sie 
nicht benutzt worden und haben sie auch sonst keinerlei Be­
einträchtigungen erlitten, dann können sie — ähnlich wie 
Konsumgüter, die dem Kunden zur Erprobung überlassen 
worden waren oder die umgetauscht worden sind — normal 
verkauft werden. Wurden sie nicht gebraucht und ist ihre 
Gebrauchsfähigkeit durch Mängel beeinträchtigt, handelt es 
sich um neuwertige, aber wertgeminderte Waren mit den sich 
aus § 159 Abs. 1 ZGB ergebenden Konsequenzen (herabge­
setzter Preis und kein Garantieanspruch).

Wurden die zurückgegebenen Waren benutzt, sind es ge­
brauchte Waren i. S. des § 159 Abs. 2 ZGB. Deren Verkaufs­
preis muß dem Zeitwert entsprechen. Dieser ergibt sich aus 
dem Neuwert abzüglich der eingetretenen Wertminderung. 
Daraus folgt, daß der Verkaufspreis stets niedriger sein muß 
als der Preis neuwertiger Waren. Bei dem so für die zurück­
gegebenen Waren ermittelten Preis handelt es sich um den 
vereinbarten zulässigen Verkaufspreis (§139 Abs. 2 ZGB).

Die in der АО (Nr. 1) über die Allgemeinen Bedingungen 
beim An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter vom 10. No­
vember 1978 (GBl. I Nr. 41 S. 449) enthaltenen Aussagen über 
den An- und Verkauf gebrauchter Waren finden auf aus 
einem Diebstahl zurückgegebene Waren schon deshalb keine 
Anwendung, weil durch den Diebstahl an diesen Waren kein 
Eigentum von Bürgern begründet werden konnte und weil 
sie auch nicht von Bürgern zum Verkauf übernommen wur­
den.

Die hier dargestellte Verfahrensweise stimmt mit den 
Orientierungen des Plenums des Obersten Gerichts zur Scha­
denersatzpflicht bei der Rückgabe entwendeter Waren über­
ein (vgl. Ziff. 5.2. der Richtlinie zur Rechtsprechung bei der 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen vom 14. Septem­
ber 1978 [GBl. I Nr. 34 S. 369]). Danach beschränkt sich in der­

artigen Fällen „die Schadenersatzpflicht auf Ausgleich einer 
eingetretenen Wertminderung der Ware bzw. Ersatz der Re­
paraturkosten, soweit die Wertminderung oder der Schaden 
nicht ausnahmsweise auch ohne Diebstahl eingetreten wäre. 
Hinzu kommen ggf. die Kosten, die der Eigentümer oder 
Rechtsträger zur Schadensermittlung und für laufende Auf­
wendungen für die Sache zahlen mußte bzw. die durch den 
Nutzungsäusfall entstanden sind

Kann der Hausarbeitstag ausnahmsweise auch geteilt wer­
den?

Unter bestimmten Voraussetzungen (z. B. weil eine Werktä­
tige innerhalb eines Monats die Anlieferung von Möbeln 
und die Hilfeleistung eines Handwerkers an verschiedenen 
Tagen erwartet), sollte eine Teilung des Hausarbeitstages 
(§ 185 AGB) ausnahmsweise ermöglicht werden. Das darf 
jedoch nicht in Form der stundenweisen Verkürzung der täg­
lichen Arbeitszeit geschehen. Voraussetzung für eine Teilung 
des Hausarbeitstages ist natürlich, daß sich das mit den be­
trieblichen Interessen vereinbaren läßt, der Betrieb und die 
Werktätige sich vorher darüber einigen und die Teilung kon­
kret vereinbaren. Wird keine übereinstimmende Auffassung 
erzielt, kann die Teilung weder vom Betrieb noch von der 
Werktätigen durchgesetzt werden.

Nicht zulässig ist es, unentschuldigte Fehlstunden im 
Nachhinein als gewährten Teil des Hausarbeitstags auszu­
weisen.

Wonach ist der durchschnittlich erforderliche Lohnaufwand 
zu bemessen, der Neuerern als nachgewiesener Aufwand für 
außerhalb der gesetzlichen Arbeitszeit erbrachte Arbeitszeit 
zu erstatten ist?

§ 7 der 1. DB zur NVO — Vergütung für Neuerungen und Er­
findungen — sieht vor, daß den Neuerern entstandene Auf­
wendungen in Geld zu erstatten sind. Dazu gehört auch der 
Aufwand an Arbeitszeit, der außerhalb der gesetzlichen Ar­
beitszeit erbracht worden ist. Ein solcher Anspruch entsteht 
jedoch nicht bei allen Neuererleistungen. Nach § 7 Abs. 1 der
1. DB zur NVO ist die Erstattung des Aufwands nur für sol­
che Arbeitszeiten möglich, die zur
— Erarbeitung von vereinbarten Neuererleistungen gemäß 

§ 13 Ziff. 1 NVO,
— Überleitung von vereinbarten Neuererleistungen gemäß 

§ 13 Ziff. 2 NVO,
— Überleitung von Neuerervorschlägen in die Produktion 

(grundsätzlich in Form einer Neuerervereinbarung gemäß 
§ 13 Ziff. 3 NVO)

erbracht worden sind.
Die gesetzliche Festlegung, daß der für die Erstattung in 

Betracht kommende und nachgewiesene Aufwand an Arbeits­
zeit den für vergleichbare Arbeiten innerhalb der Arbeits­
und Dienstaufgaben durchschnittlichen Lohnaufwand nicht 
überschreiten darf, ist in zweifacher Hinsicht -von Bedeutung. 
Zum einen wird durch diese Regelung die Höchstgrenze für 
die Erstattung von Aufwendungen an Arbeitszeit eindeutig 
festgelegt. Zum anderen dient sie als Orientierung für die 
leistungsgerechte Ermittlung des im konkreten Einzelfall zu 
zahlenden Erstattungsbetrags. Damit ist zugleich gesagt, 
daß der durchschnittlich erforderliche Lohnaufwand nicht die 
direkte Bemessungsgrundlage für die Höhe des Anspruchs 
auf Erstattung der Aufwendungen ist.

Ausgehend davon wird in der Regel die Höchstgrenze für 
den durchschnittlichen Lohnaufwand durch den für ver­
gleichbare Arbeiten in Betracht kommenden Tariflohn und 
Mehrlohn bestimmt. Nicht geeignet ist dafür der Durch­
schnittslohn, weil er Bestandteile enthält (z. B. die Schicht­
prämie), die nicht als Teil des erforderlichen Lohnaufwands 
anerkannt werden können.

Sind die betreffenden Arbeiten mit denen von Hoch- und 
Fachschulkadern vergleichbar, wird der Erstattungsbetrag 
normalerweise vom Grundgehalt und dem durchschnittlich 
gezahlten leistungsorientierten Gehaltszuschlag bestimmt. In 
den Fällen allerdings, in denen der leistungsorientierte Ge­
haltszuschlag von Kennziffern abhängig ist, die in keiner Be­
ziehung zu der vom Neuerer erbrachten Arbeitsleistung ste­
hen, ist es jedoch nicht gerechtfertigt, den leistungsorientier­
ten Gehaltszuschlag bei der Feststellung des durchschnitt­
lich erforderlichen Lohnaufwands zu berücksichtigen.


